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Was will die SPD? 
 

Die SPD in Baden-Württemberg strebt ein Volksbegehren an, um die Gebühren für den Kita-Besuch 
der Kinder abzuschaffen. 
 
Gertrud Martin, Vorsitzende des Verbands Familienarbeit e.V., kommentiert: “Die Abschaffung der 
Kita-Gebühren ist ein Schritt auf dem Weg, den Karl Marx, einer der Vordenker der SPD-Politik, 
schon im Kommunistischen Manifest vorgegeben hat. Darin fordert er `die öffentliche und unent-
geltliche Erziehung aller Kinder` und die `Vereinigung der Erziehung mit der materiellen Produk-
tion`.* Ihm ging es dabei vorrangig um die Überwindung des Kapitalismus. Dieses Ziel hat sich 
heute ins Gegenteil gewendet, indem grade die Finanzlobby fordert, die Eltern uneingeschränkt   
dem Arbeitsmarkt zuzuführen mithilfe öffentlicher Betreuungsangebote, selbst für Kleinstkinder. 
Auch viele Eltern merken nicht, wie ihnen ihr grundgesetzlich festgeschriebenes Erstrecht, ihre 
Kinder nach eigenen Vorstellungen zu erziehen (GG 6.2) durch die einseitige massive Subventionie-
rung der öffentlichen Kinderbetreuung abgekauft wird. Den Eltern, die ihre Kinder selbst betreuen, 
wurden sogar die 150 € Betreuungsgeld entzogen. Diese familienfeindliche Politik wird inzwischen 
auch von anderen Parteien vertreten und als Familienförderung verkauft. Das Kindeswohl der U-3-
Kinder, die vorrangig Bindung brauchen, spielt dabei keine Rolle. Solange aber die elterliche Erzie-
hungsarbeit, im Gegensatz zur gleichen Arbeit in einer Betreuungseinrichtung, nicht als lohnwerte 
Leistung anerkannt und wie die herkömmliche Erwerbsarbeit honoriert wird, wird sich die Aushöh-
lung der Familie fortsetzen und die Gleichberechtigung von Mann und Frau eine Illusion bleiben.“ 
 
Der Neurologe und Psychiater Dr. Johannes Resch, stellvertretender Vorsitzender im Verband, er-
gänzt: „Die SPD muss sich entscheiden, ob sie sich weiter an den 170 Jahre alten Vorstellungen von 
Karl Marx oder an ihrem heutigen Anspruch, für soziale Gerechtigkeit einzutreten, orientieren will. 
Marx konnte noch nicht wissen, wie wichtig die Bindung eines Kindes an seine Eltern für dessen 
spätere Bildungsfähigkeit und soziale Entwicklung ist. Er machte soziale Gerechtigkeit ausschließ-
lich am Verhältnis von Erwerbsarbeit und Kapital fest. Heute wissen wir dagegen, dass das Missver-
hältnis der Bewertung von Erwerbs- und häuslicher Erziehungsarbeit in unserer Sozialgesetzgebung 
eine vergleichbar große Rolle spielt. Die Armut von heute wird weitgehend durch die Missachtung 
der elterlichen Erziehungsarbeit verursacht (Armut Alleinerziehender, kinderreicher Familien, alter 
Mütter und Eltern mit geringem Verdienst). Will sich die SPD an den heutigen Problemen ausrich-
ten oder immer noch an einer im 19. Jahrhundert wurzelnden Erwerbsideologie festhalten? Die aus-
schließliche Orientierung an der Erwerbsarbeit wie bei Karl Marx dient heute ohnehin in erster Li-
nie der Profitmaximierung des Kapitals. Deshalb wird die gegenwärtige Krippenpolitik ganz offen 
mit den `Erfordernissen des Arbeitsmarktes` begründet. Das Kindeswohl war weder für Marx ein 
Thema noch ist es das für die heutige Lobby der Kapitalbesitzer. 
 

* Manifest der Kommunistischen Partei (1848) II, S. 481, Nr.10 


